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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 

1. Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über gemeinsame Vorschriften 
für Hebezeuge und Fördergeräte 

2. Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über elektrisch betriebene 
Aufzüge 

— Drucksache 7/3959 — 


Zu 1. 


Problem 

Die in allen Mitgliedstaaten bestehenden zwingenden Vor- 
schriften über die technischen Merkmale für den Bau, die Prü- 
fung und/oder den Betrieb von Hebezeugen und Fördergeräten, 
sowie deren Kontrolle und Anpassungsmechanismen an den 
technischen Fortschritt sind verschieden. 

Lösung 

Vereinheitlichung der Vorschriften im Rahmen der Gemein- 
schaft. 

Einstimmiger Ausschußbeschluß. 

Alternativen 

keine 

Kosten 

In der Bundesrepublik Deutschland entstehen weder private 
noch öffentliche Mehraufwendungen. 
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Zu 2. 

Problem 

In den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sind die Ausführung 
sowie die Kontrollen von elektrisch betriebenen Aufzügen zwar 
zwingend aber unterschiedlich geregelt. 

Lösung 

Vereinheitlichung der Vorschriften innerhalb der Gemeinschaft. 
Einstimmiger Ausschußbeschluß. 

Alternativen 

keine 

Kosten 

In der Bundesrepublik Deutschland entstehen weder private 
noch öffentliche Mehraufwendungen. 
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A. Bericht des Abgeordneten Müller (Remscheid) 


Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 9. September 1975 die Vorlage 
(7/3959) betreffend die Vorschläge von Richtlinien 
(EWG) des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über: 

1. gemeinsame Vorschriften für Hebezeuge und 
Fördergeräte 

2. elektrisch betriebene Aufzüge 

dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zur 
Beratung überwiesen. In seiner 91. Sitzung am 
4. Dezember 1975 hat dieser Ausschuß die Vorlage 
beraten. Ein Mitglied des Ausschusses hat erklärt, 
an der Abstimmuhg nicht teilnehmen zu können, 


weil er sich außerstande sehe, den Inhalt der Vor- 
lage zu überprüfen. Der Ausschuß beschließt im 
übrigen einstimmig, dem Plenum zu empfehlen, von 
der Vorlage Kenntnis zu nehmen. 

Während der Beratung des Inhalts der Richtlinien- 
vorschläge nahm der Ausschuß mit Befriedigung 
zur Kenntnis, daß das angestrebte Sicherheitsniveau 
bereits dem Rechtszustand in der Bundesrepublik 
Deutschland entspricht. Das Maschinenschutzgesetz 
und die Aufzugsverordnung enthalten die Anfor- 
derungen. Hieraus folgt nach Meinung des Aus- 
schusses, daß weder private Investitionen noch 
öffentliche Aufwendungen zur Realisierung der 
Richtlinienvorschläge notwendig werden. 


Bonn, den 28. Januar 1976 


Müller (Remscheid) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem 

1. Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über gemeinsame Vorschriften für Hebezeuge 
und Fördergeräte 

2. Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über elektrisch betriebene Aufzüge 

— Drucksache 7/3959 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 28. Januar 1976 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Müller (Remscheid) 

Stellv. Vorsitzender und Berichterstatter 
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